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Für die amtliche Sammlung1 U  JUL11978

Gesetz BGB § 242 Ruhegehalt-Beamtenversorgung, Landesbesol­
dungsgesetz Rheinland-Pfalz iod»F des Vierten Anderungs- 
gesetzes vom 14. Juli 196? (GVB1 S 113) §§ 5 a, 3 4 , 
Viertes Anderungsgesetz zum Landesbesoldungsgesetz Rhein­
land-Pfalz Art* 4

Leitsatz

Venn einem Angestellten des öffentlichen Dienstes arbeite- 
vertraglich die Gehalts- und Versorgungsbezuge eines 
Beamten einer bestimmten Besoldungsgruppe nach den je­
weils geltenden beamtenrechtlachen Vorschriften zugesagt 
sind, dann hat er im Ruhestand Anspruch darauf, sinnge­
mäß wie ein Beamter auch dann behandelt zu werden, wenn 
das Beamtenrecht (hier des Landes Rheinland-Pfalz) an­
läßlich der Einführung der sogo Regelbeforderung eine 
entsprechende Anhebung der Versorgungsbezuge vorsieht

Aktenzeichen 3 AZR 410/69
Urteil des BAG vom 14 Juli 197® LAG Rheinland—Pfalz
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2_JZR 410/69
3 Sa 339/68 Rheinland-Pfalz™®- M H  1
»,Urteilstenor zugestellt 

am 14 Juli 1970

gez Mißler, HMHI
Angestellter
als ürkundsbeamter
der Geschäftsstelle In Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs„ 2 ZPO in der Sitzung vom 10 Juli 1970 durch den 
Senatsprasidenten Professor Dr* Stumpf., die Bundesricnterin 
Professorin Dr Hilger und den Bundesrichter Dr* Gröninger 
sowie die Bundesarbeitsrichter Handrack und Willmann für 
Recht erkannt

1 Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz 
vom 23 Juli 1969 - 3 Sa 339/68 - wird zu- 
ruekgewiesen*

2 Der Beklagte tragt die Kosten der Revision*

V o n  R e c h t s  w e g e n

— 2
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2
Tatbestand

Der Klager war seit 1925 als Musiker (Fagottist} Mit­
glied des Philharmonischen Orchesters der p (früher 
Landessymphonie-Orchesfcer S ) Am 1 September 1959
trat er wegen Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand 
und erhielt von dem Träger des Orchesters, einem dafür ge- 
gründeten Zweckverband, Ruhegeld unter Zugrundelegung der 
Dienstbezuge eines Beamten der Besoldungsgruppe A 9 (In­
spektor) Die Tragerschäft des Orchesters hat inzwischen 
der beklagte Bezirksverband übernommen

In seinem schriftlichen Arbeitsvertrag vom 1 Juni 1955 
waien dem Klager Sie Befuge eines Beamten der Stadtgemeinde 
L nach Besoldungsgruppe IV c 2 RBO" zuge-
sagt. Spater wurde er in die Besoldungsgruppe A 9 des Lan­
de sbe so ldungsge setze s für Rheinland-Pfalz (LBesG), die de<" 
alten Gruppe A 4 c 2 der Rexchsbesoldungsordnung entspricht, 
übergeleitet Nach dem Vertrag fuhren "auf Gesetz beruhende 
Änderungen der Beamtenfoesoldung automatisch zur Angleichung 
der Vergütung" Darüber hinaus war dem Klager "Anwartschafc 
auf Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe der 
VersoigungsSatzung des Zweckverbandes vom 1 9 1940 in der 
jeweils gültigen Fassung" zugesagt Diese Satzung bestimmt 
111 § 1, daß "Art und Maß der Versorgung sich nach den Ver­
sorgungsvorschriften des jeweils geltenden Beamtengesetzes 
bestimmen"

Mit Wirkung vom 1. Juli 1965 trat das Vierte Landes- 
gesetz zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes für RneIn­
land-Pfalz (4 ÄndG z LBesG) vom 14 Juli 1965 (GVB1 S 
115) m  Kraft Dessen Art 4 mit der Überschrift "Anpassung 
der Versorgungsbezuge" bestimmt (auszugsweise) folgendes

"(2) Die Versorgungsbezuge, die auf der Grundlage 
eines Grundgehaltes aus den nachstehend beze chneten 
Besoldungsgruppen oeiechnet werden, sind wAe 
folgt neu festzuseizen 
I 2
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3 Versorgungsbezuge aus der Besoldungsgruppe A 9 unter 

Zugrundelegung der ruhegehaltfahigen Dienstbezüge* die 
sich nach dem bisherigen Besoldungsdienstalter aus der 
Besoldungsgruppe A 10 ergeben.,
wenn der Beamte die Prüfung für den gehobenen Dienst 
abgelegt und danach bis zum Eintritt des Versoigungs- 
falles mindestens sechs Jahre und sechs Monate im 
Beamtenverhaltms Aufgaben eines Amtes der Laufbahn 
des gehobenen Dienstes wahrgenommen hatte.

Palls die in den Nummern 2 bis 4 bezeichneten Prüfungen 
für die Beamten nicht vorgeschrieben waren* ist an deren 
Stelle die Vorbildung und Ausbildung erforderlich* die das 
geltende Recht für vergleichbare Beamte besonderer Fach“ 
nchtungen vor schreibt

(4) Die Absätze 2 und 4 finden nur Anwendung* wenn der 
Beamte sich nach Leistung und Führung im Sinne des § 5 a 
des Landesbesoldungsgesetzes entsprechend bewahrt hat "
Gleichzeitig wurden durch Einführung eines § 5 a in aas 

Landesbesalaungsgesetz die stellenplanmaßigen Voraussetzungen 
für die sog Regelbeforderung der aktiven Beamten gescnaffen 
(Befordeiung aus der EingangsbesoIdungsgruppe der jeweiligen 
Laufbahn m  ein Amt der nächst höheren Besoldungsgruppe),

Der Klager hat die Auffassung vertreten* daß er wie ein 
Beamter an der Verbesserung der Versorgungsbezüge gemäß Art 
4 des 4 ÄnaG z LBesG teilnehmen müsse* und hat Klage er- 
hoben mit dem Antrag festzustellen* daß der Beklagte ver­
pflichtet ist* ihm mit Wirkung vom 1 Juli 1965 eine Alters­
versorgung auf der Grundlage der Besoldungsgruppe A 10 des 
Landesbesoldungsgesetzes von Rheinland-Pfalz zu zahlen Dem 
ist der Beklagte entgegengetreten

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Lsndes- 
arbeitsgencht hat ihr stattgegeben Mit der Revision erstreot 
der Beklagte die Abweisung der Klage, wahrend der Klaget um 
Zurückweisung der Revision bittet

Entscheidungsgrunde

1 Das L«ndesarbe±tsgericht hat zu Recht m  Nr 7 des Ar­
beitsveit rages ^Zusage der Altersversorgung) m  Verbindung mit 
§ 1 der Versorgungssatzung (Bezugnahme auf die Versorgungs-

- 4 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

Vorschriften des jeweiligen BeamtenrechtsJ die Anspruchs- 
gundlage des Klagebegehrens gesehen Es hat diese Verein­
barung dahin ausgelegt, daß dem Klager auch noch wahrend 
des Ruhestandes alle beamtenrechtlichen Bestimmungen über 
das Ruhegehalt der Beamten, insbesondere der hier in Rede 
stehende Art 4 Abs 2 des 4 ÄndG z LBesG, sinngemäß zu­
gute kommeno Diesem Ergebnis tritt der Senat bei 
2. Die Vertragsbestimmungen über die Altersversorgung 
des Klagers besagen bei unbefangener Betrachtung, daß der 
Klager, der bereits wahrend seiner aktiven Dienstzeit oe- 
soldungsmaßig einem Beamten der Besoldungsgruppe A 9 
(Eingangsgruppe des gehobenen Dienstes = Inspektor) gleich­
gestellt war, auch in seinem Ruhestand wie ein solcher 
Beamter behandelt werden soll, und zwar in Anwendung des 
jeweils maßgebenden Beamtenrechts Wenn Worte noch einen 
Sinn haben, dann sind damit grundsätzlich alle nacn Ver- 
tiagsschluß eintretenden Änderungen des Versorgungsreents 
dev> Beamten Inhalt der Rechtsbeziehungen der Parteien ge­
worden und nicht nur, wie die Revision meint, eine //ert- 
sicherungsklausel eingefuhrt worden Zweifel oei der An­
wendung des Beamtenrechts können sich auch daraus nj.cnfc 
ergeben, daß der Kläger im Rechtssinn nicht Beamter, son­
dern Angestellter gewesen ist Dem ist dadurch Recnnung 
zu tragen, daß das Beamtenrecht nicht unmittelbar, son­
dern entsprechend angewendet wird Das bedeutet, daß nur 
solche Bestimmungen des Beamtenrechts für den Klager ment 
gelten, deren Anwendung auf Nichtbeamte sinnwidrig ware 
3 Bei dieser vertraglichen Gestaltung der Reehtsoez_e- 
hungen der Parteien ist Art 4 des 4 KndG z LBesG zu­
gunsten des Klagers anzuwenden
a'' Der Klager erfüllt sinngemäß alle Voraussetzungen, 
die oiese Vorschrift aufstellt Auf die Laufoannprufung 
kommt es bei ihm als Nichtbeamten nicht an Er hatte, wj.e 
sich aus aer Einstufung m  die Besoldungsgruppe P 9 er­
gibt, jedenfalls die für seine Stelle notige Vor- und Aus­
bildung Auch hat er vor seiner Pensionierung erneolj.cn
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langer als 61/2 Jahre die entsprechende Tätigkeit ausgeübt 
Die "Bewahrung" des Klägers im Sinne des § 5 a LBesG ist 
ebenfalls anzunehmen Der Beklagte hat nicht bestritten* daß 
der Klager in Führung und Leistung wenigstens durchschnitt­
lichen Anforderungen entsprochen hat Mehr ist nicht zu ver­
langen
b) Dem Klageanspruch steht nicht entgegen* daß der Klager 
m  seiner Vergütung einem Kommunaloeamten (Stadtgemeinde 
L ) gleichgestellt worden ist. Das hier ein­
schlägige Beamtenrecht gilt nach § 34 LBesG i d,F des 4 
ÄndG auch für die Beamten der Gemeinden Eine Ausnahme j.st 
lediglich zu § 5 a LBesG über die Regelbeförderung gemacht 
Diese Vorschrift findet auf die mit Landesbeamten nicht ver­
gleichbaren Kommunalbeamten keine Anwendung, Darunter fiel der 
Klager nicht. Er war einem Inspektor gleichgestellt Diese 
Beamtengruppe gibt es im Landes- und Gemeindedienst 
4, Demgegenüber meint die Revision* gemäß Art 4 Aos 2 des 
4 AnaG z LBesG erhalte die Versorgungsbezüge aus der nächst­
höheren Besoldungsgruppe nur der Pensionär* der als aktiver 
Bediensteter automatisch in die höhere Besoldungsgruppe auf­
gerückt ware* die sog, RegelForderung gemäß § 5 a LBesG er­
folge aber nicht automatisch Auf sie bestehe kein Ansprucn* 
una die Versorgungsempfanger wurden entgegen dem Willen des 
Gesetzgebers bessergestellt als aktive Bedienstete* wenn die 
Versorgungsbezuge generell angehoben wurden* wahrend nicht 
jeder Aktive in die nächsthöhere Besoldungsgruppe gelangen 
könne Dem kann der Senas nicht zustimmen,
a)' Die Revision übersieht* daß im Jahre 1965 m  Rheinland- 
Pfalz die "Anpassung der Versorgungsbezuge" (Art, 4 de 4 
ÄnoG z LBesG) eigenständig neben aer"RegelbeForderung (für 
die im Dienst stehenden Beamten* 5 a LBesG) geregelt worden 
ist. Was für den aktiven Beamten gilt* kann hier danxnge­
stellt bleiben Jedenfalls hat der Beamte im Runestano * der 
Veisorgungsbezuge aus der Eingangsgruppe seiner Laufoann oe- 
kommt* eindeutig und unmißverständlich einen Rechtsanspruch
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darauf, unter den gesetzlichen Voraussetzungen seit dem 
1 Juli 1965 seine Versorgungsbezuge nach der jeweils 
hbheren Besoldungsgruppe zu erhalten® Die Versorgungsbe- 
zuge ''sind” gemäß der genannten Vorschrift ohne Ein­
schränkung "neu festzusefezen" Daraus folgt, daß es für 
die Versorgung des Klagers ohne Belang ist, ob er im Jahre 
1965, wenn er damals noch im Dienst gewesen ware, ohne 
weiteres im Wege der "Regelbeforderung" in die Besoldungs­
gruppe A 10 aufgestiegen wäre
b) Der Beklagte kann die Verbesserung der \fersorgungs- 
bezuge des Klagers - etwa in Anlehnung an die Entschei­
dung des Senats vom 8 Marz 1968 (AP Nr, 28 zu § 611 BGB 
Dienstordnungs-Angestellte) - auch nicht mit der Begrün­
dung verweigern, daß in seinem Bereich oder auch nur im 
Bereich des Philharmonischen Orchesters der P die Regel­
beforderung nicht eingeführt worden sei und deshalb auch 
die der Regelbeforderung entsprechende Anpassung der Ver- 
sorgungsbezuge nicht zum Zuge kommen Anders als m  aem 
fl über entschiedenen Fall wird hier durch den Arbeitsver 
tr>ag unmittelbar die Verbindung zum Beamtenrecht hergestellt 
De^ Kläger war vor der Pensionierung hinsichtlich seiner 
Vergütung einem Beamten der Stadtgemeinde L 
in ae^ Besoldungsgruppe A 9 gleichgestellt Für diese Be­
amtengruppe gilt, wie schon im Abschn 3 b dieser Grunde 
ausgefuhrt ist, u a, § 5 a LBesG über die Regelbeforderung 
Damit war die Regelbeforderung aber auch für solche Ange­
stellte emgefuhrt, mit denen ein Arbe its vertrag wxe der 
des Klagers abgeschlossen war Damit ist der Anforderung, 
von aer der Senat in jener früheren Entscheidung ausge 
gangen ist, im vorliegenden Fall genügt Der Beklagte rtuß 
dem Kläger seit i Juli 1965 Ruhegehalt auf der Grundlage 
der Besoldungsgruppe A 10 LBesG zahlen

gez Dr Stumpf Hilger Dr Gromnger

Handrack Willmann
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